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PRÄAMBEL 

Die Bürger des Landes Brandenburg haben der F.D.P. vor 

vier Jahren das Mandat gegeben, im ersten frei gewählten 

Landtag mit einer Fraktion vertreten zu sein und in einer 

Koalitionsregienmg verantwortlich nach liberalen Gnmd­

5äuen mitzuarbeiten. 

Die liberale Landtagsfral.-cion wld diebeiden von der F.D.P. 

gestellten Minister,Walter Hirche und Dr. Hinrich Enderlein, 

haben den Plinzipien liberalerPolitik entsprechend das neue 

Brandenburg maßgeblich mit aufgebaut. Daran, daß 

Brandeoburg - bei aJ1en Schwierigkeiten - eine gute Ent­

wicklung genommen hat, haben liberale Politiker in den 

Kommunen, im Land Wld im Bund nicht unwesentlichen 

Anteil. 

Liberale Politik in Brandenburg ist dem Wohl aller Bürger 

verpflichtet. Es ging der F.D.P. darum und wird ihr weiter­

hin darum gehen, die Lebensbecline,uungen für die Bürger in 

allen Bereichen nach! Jaltig zu verbesselTI. Dabei kommt der 

Erhaltung, der Sicherw~ und Jer Schaffung von Arbelts­

platzen durch eine flexible WIrtsChaftspolitik äußerste Prio­

rität zu. Persönlicher und sozialerWohlstand lassen sieb nur 

durch zukunftsorientierte, sichereArbeiLsplatze garantieren. 

Diese werden vor aJJem durch kleine und mittelstandische 

Betriebe geschaffen, wie die Erfahrungen gezeigt haben 

Liberale Politik Io'vi.rd auch in Zuk.unft nicht allenalJes 

versprechen, schon gar nicht, daß Politik inl Sumde ist, aJJe 

Probleme zu lösen. Insofern benennt das vorlicßcndc Pro­

gramm fuI- die nachsten fünf Jahre Absichten Wld politischc 

ZLde, die sich auch real durchsetzen l<15sen. Selbstverstand­

lieh formuliert clieses PrograIJ1lTI liberale Cn.mdpositionen 

und ist rUcht die Vonvegnuhme einerKoaliuonsver-einbanu Ig. 
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Die F.D.P. steUt sich mit einer guten LeisumgsbiJanz dem 

Wähler und bittet Sie als Bürger des Landes erneut um den 

Auftrag, BrandenbLU'g für die nächsten fünf Jahre a1..Liv mit 

zu gestalten, Wenn Sie woUen, daß Brandenburg auch 

weiterhin mit deutlich liberaler Handschrift lIDd nicht von 

einer Parlei aUein regiert wird, dann wäWen Sie F.D.P. 

\Vir stehen weiterhin für eine Regienmgskoalition mit der 

SPD zurVerfügung, AUerdings ist ein Bündnis mit lU1S nur zu 

haben, wenn insbesondere in der Mittelstands-, Technolo­

gie- undWissenschaftspolitiksowie aufdem Feldderumeren 

Sicherheit U1 der nächsten Legislaturperiode unverkennbar'e 

Schwerpunk,e gesetzt werden, Hierfür stehen für den 

Landesverband Brandenburg der F.D.P. die 

Spitzenkandidaten Dr Hinrich Enderleul lIDd Rainer Siebert. 
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I . Wirtschaft, Verkehr, Bau 

1. Wirtschaft : 

Liberale Wirtschaftspulitik im Land Brandenburg ist dem 
Anliegen verpflichtet, durch Erhaltung vorhandener und 
Schaffung neuer Arbeitsplätze die Grundlage für eine er­
folgreiche Entwicklung des Landes und seiner KDmmunen 
zu schaffen. 

Die Brandenburger F.D.P. hat in den vergangenen vier 

Jahren eine wirksame Mittelstandsförderung in der 

Landesregierung durchgesetzt, in deren Ergebnis 
zehntausende Betriebe und ein Mehrfaches an Arbeitsplät­
zen entstanden sind. Sie wird die zielgerichtete Verbesserung 
der Wachstumsmöglichkeiten zugunsten des ersten 
Arbeitsmarktes konsequent weiterführen. 
Mit konkreten Maßnahmen wird die F.D.P. die Interessen 

des Mittelstandes wahrnehmen 
-finanzielle Fördermaßnahmen 
· InvestitionsZlischüsse werden vorrangig für kleine und 

mittlere Unternehmen bereitgestellt, 
· der Rahmen für die [[hernahme von Landes­

bürgschaften wird erweitert, 

· der Beteiligungsfonds wird aufgestockt, 
· ein Programm zur Überbrückung zeitweiliger 

Liquiditätsschwierigkeiten wird aufgelegt, 
· die Mittel für Existenzgriinderschüsse werden 

a ufgestock. 
-Förderung neuer Technologien und der 
Produktinnovation 

· Erweiterung der Technologieförderung im Handwerk, 
· Förderung der Kooperation zwischen Universitäten, 

Fachhochschulen und mittelständischen Unternehmen, 

· Ausbau von Beratungs- und Transferleistungen. 

-steuerpolitische Zielstellungen zur Entlastung der 

Unternehmen 
· Anhebung der BesteuenlOgsgrenze bei der Umsatz­

steue.-veranlagung auf 2 Mio DM, 
· Senkung der Gebühren und Abgaben, 
· Abschaffung der Gewerbesteuer, 
· Senkung der Körperschaftssteuer, 
-Deregulierung und Entbürokratisierung, 
· Vereinfachung und Verkürzung von 
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Cenehmigungsverfahren, 
· Privatisierung von Leistungen der öffentlichen Hand, 

· Öffnung neuer Betätigungsfelder für Freiberufler, 
· Abschaffung des Ladenschlußgesetzes. 

-Absa tzförderung und öffentliche Auftr agsvergabe, 
· vorrangige Vergabe von öffentlichen Aufträgen an 

einheimische Unternehmen, 
· Unterstützung des Handwerks bei der Bildung von 

Bietergemeinschaften, 

· Marktzugangsförderung für kleine und mittlere 

Unterneh men, 
· Mehrwertsteuerprüferenz für ostdeutsche Betriebe, 
· Hilfe für kleine und mittlere Betriebe bei Marketing, 

Design und Qualitätssicherung, 
-bedarfsgerechte Ausbildungsförderung und mehr 
Lehrstellen; insbesondere sind die AJtersbegrenzungen 
in Ausbildung und Berufslaulbahn aufzuheben, Unter­

brechungen sollten ohne Nachteile möglich sein. 
· Unterstützung bei der Schaffung von 

Ausbi Id ungsplätzen, 
· Organisation betriebsbezogener Qualifizierungs- und 

Umschulungsmaßnahmen in Bildungseinrichtungen des 

Handwerks, 

· Begünstigung der Wiederbeschäftigung und Einarbei­
tung von Arbeitslosen 
-Braunkohle- und Enereiewirtschaft 
Die F.D.P. setzt sich konsequent für die Erhahun!r der 

Arbeitsplätze in den Tagebauen und Kraftwerken der 

Lausitz ein. Sie wird mit einem Strukturkonzept für die 

Region gleichzeitig die Schaffung neuer Arbeitsplätze für 

die vorn Förderrückgang betroffenen Arbeitnehmer ge­
stalten. 

Das F.D.P. -geführte Wirtschaftsministerium hat gegen 

den Widerstand anderer Parteien das für den Fortbestand 

des Bergbaus notwendige Planungsrecht durchgesetzt und 
damit die Voraussetzungen für weitere Investitionen gesi­
chert. Mit der Verstromung von Braunkohle u·nd dem 
Absatz von EJebroenergie hat dieser Wirtschaftszweig 

eine reale Perspektive. 
Diese 2-Wege-Strategie liberaler Wirtschaftspolitik wird 

die Lausitz wieder zu einer leistungsfähigen Region ent­
wickeln. Zur Beseitigung der landschaftlichen Schäden 

der Vergangenheit werdellumfangreiche Sanierungs- und 
Rekultivil;runesmar~nahmen durcheeführt, die 
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beschäftigungswirksam sind und die Gründung neuer 
mittdstiindischer Unternehmen ermöglichen. 

-Tourismus und Fremdenverkehr als Chance für die 

ländlichen Regionen 
Die F.D.P. fördert nachhaltig private Investitionen, um 

Brandenburg zu einem attraktiven Ziel für Kurgäste, Tou­

risten und Urlauber zu machen. Reizvolle Landschaften 

und kulturelle Anziehungspunkte bilden sehr gute Voraus­

setzungen für Dienstleistungen im Freizeitbereich, inder 

Gastronomie und im Beherbergungswesen. In diesem 

Wachstumsfeld liegen erhebliche Beschäftigungspotentiale, 
die für Teilteit- und Vollerwerbsarbeitsplätze genutzt wer­
den müssen. Die F.D.P. hat sICh erfolgreich für Ausnahmen vom 

Ladenschlußgesetz in Kur- und Erholungsorten und touristischen 

Schwerpunkten eingesetzt und wird weiter für die Verbesserung 

der Entwicklungsbedingtmgen für Arbeitsplät.ze im Tourismus 

arbeiten. 
-Hilfe für benachteiligte Regionen 
Die F.D.P. hat gf'.gen andere Parteien eine zusätz~che 

Förderung stm1...turschwacher Regionen des Landes durchge­

setzt. Sie wJI rucht einseitig bestehende Zentren entwlcklen, 

sondern dafür sorgen, daß auch in der Fläche des Landes eine 

Stn.I1.Wrverbesserung erreicht werden karm.Sie wird sich auch 
künftig dafür einsetzen, daß regionale Struhurpolitik ein 
wirksames Element blemt. 

2. Raumordmmg: 

Die Raumordnungspo~tik des Landes Brandenburg bestinunt
 

heute EntwicklWlgen, die weit in das Jahr 2000 hineinreichen.
 

Deshalb gilt es jetzt., Voraussetzwlgen für eine Raumordnungs­


politikzu schalTen,die O(Jwoh! ein ausreichendesArbeit5platzangebot
 

sichert als auch gesundes Wohnen und eine sinnvolle
 

Fn:lzeitbetätigung der Menschheit gewährleistet.
 

Gleichwertige Lebensbedingtrngen in allen Teilen des LlIIdes zu
 
schalTen, erfordert eine ausgewogene St.rukturpo~ok, die beson­

ders die benachteiligten Gebiete fördert und bei konsequenten
 

Planl.lIlßen c1arauf gerichtete Prioritäten setzt:
 

-eine k..urzfrisuge Erarheitllllg eines LandesentwicklwlgS­


programms, welches der räumlichen VerlJechtung,
 

insbesondere mit dem L'lnd Berlin, durch abgestimmte
 

Entv.,;ckltmßskonzepte Rechnung trägt,
 
-eine Raumordnungspolitik., die den örtlichen infrastruktureUen
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Anfordenmgen gerecht wird lmd zur Belebung der 1menstädte 
führt., 

-eine besonJere Landesfcirdenmg von SL'ldt - und 

Dorfplammgen, die der Erhaltung historisch gewachsener 

Siedlungsstmknlren Rechnung trägt, 

3. Verkehr lmd Bau: 

Die GestalnmgderVerkehrsinfrastruknlf und derVerkehrssysteme 
muß der Deckung des gegenwärtigen und zu erwartenden 
Verkehrsbedarfs entsprechen.Dle Bau- und Wohnungspolitik im 
I..and Brandenburg muß bei der Lösung der Aufgaben konse­

quent die Gesetze des Marktes nutzen. Mir der Entfaltung der 

lvlarktJaäfte muß die soziale Sichenmg für Bürger mit geringerem 

Einkommendurch c1asWohngeld und den sozialenWohnungsbau 
erfolgen 

-eine Bau - lmd Verkehrspolitik, die den Anforderungen der 

Bürger aus Arbeit und Wohnen gerecht wird, 

-eine sinnvolle Vemetzung des Individualverkehrs und einem 

attraktiver zu gestaltenden öffentlichen Personennahverkehr, 

-eine Verkehrspolitik, Jie Grundlagen für eine schrittweise 

Verlagerungdes Güterverkehrs von den St raßen aufdie Schienen­
llild Wasserwege schafft, 

-für einen beschleunigten Straßenaushau mit dem Ziel der 

Erreichung der Verkehrssicherheit durch entsprechende Leit­

systeme, 

-gegen die Kriminalisienmgund "Verteufelung" des motorisierten 

Individualverkehrs, insbesondere des Autoverkehrs, 

-eine schnellstlllogliche Entscheidungund Einordnungdes Inter­

nationalen Flughafens Berlin - Brandenburg im Raum Jüterbog 

als wichtiger wirtschaftlicher lmpuls für das Land Brandenburg, 

- für die Realisierung einer Transrapidstrecke Hamburg-Berlin 

und Einrichtung eines Wartungs-Instandhalnmgszentrums im 
Land Brandenburg, 

- die mittel- und lan",ofristige Ded:ung des Bedarfes an Wohnraum 

durch Schaffung von Wohneigentum und gezielen sozialen 

Wohnungsbau, 

- Abbau des Antragstaus in Grundbuch-, Kataster- und Bau­

ämtern durch Stra ffung undVereinfachung derVerfahrensabläufe, 
konsequente Anwendung des ~Huckepack-Verkehrs" im 

Grenzverkehr. 

- eine StadtentwickJung, Wohnbereichsgestaltung und 

Verkehrspo~tik,die die besonderen Bedürfnisse von Familien mit 

Kindern beriicksichtigt. 
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n. Umwelt. L'lod- wld Forstpolitik 

1. Umwelt: 

Umwehgerechtes Verhalten muß sich fUr den Bürger lotmen. Wlf 

Liberale woUen mit den Instrumenten der Marktwirtschaft und 

den Möglichkeiten moderner Technologien vorausschauend den 

Erfordernissen der ZuJ..l.lflft schon heute gerecht werden. 

Die Ökoloeie von heute ist die Okonomie von morgen.verslij[~ 

sind nach dem Verursacherprinzip zu ahnden. 

Die FD.P. setzt sich umweltpolitisch ein für 

-Gewerbe)lnsiedlungen soUlen vorraneJg auf früheren lndu­

stIie-, !vIililär- lmd lillldwirtschaftlich nicht mehr nUlzbaren 

Flächen erfoleen. 

-wllweiteerechte Produktion r1vLnderune des Anfalls von 
AbproduJ.,:ten, sparsamer Umgang mit Ressourcen und 
Energie), 

-marktwirtschaftliche Anreize für umweltschonencle 

Maßnahmen. 

-Schaffung 'von Arbeitsplätzen durch ReaJisie.nmg von 

Umweltschutzlnaßnahmen. 

-Fürderungskonzepte für ökologisch orientierten Wohnungsbau 

(geringer Flächenverbrauch, Gewährleistung der ForderulJgen 

des Natur- und Landschaftsschutzes, energie-lmcl '.vasser­

sparend, schadstoffarme Baumaterialien), 

-BC0Ünu~ des Stadtbildes und der Ortsränder 

-Wq;e-, Straßen-, Wasserstraßen- und Flugplatzhau illHer 

Berücksichtigung ökologischer Aspekte und ökologiegerechter 

Gestaltung (u a. Rad-, Reit- und Wanderwe.ge 

sowie deren Verkniipfung mit dem effektiv organisierten 

Nahverkehr), 

-Durchsetzll~notwend~er Investitionen zur Erhaltt.mg der 

Umwelt sowie zur Sallierune (A]tlasten.. ehemals miliLcirisch 

genutzter Flächen. Rekultivierung von Bergbaufolge­

landschaften) in der LausilZ durch mittelständische Untemch­

men.. 

-HarmorUsierung der Interessen zwischen land -wiltschafrlicher 

ProduJ..Lion und den Fordellmgen des Umweltschutzes. 

insbesondere bei schützens-werten Landschaften IBlfJlOD". 



BachJäufe, Hecken, Gewässer 11. a. ) und beim Betrieb \·Oll 

Scnöpfwerken sO'>vie beim Artenschutz,Wasser- und 

Abwasseranlagen, die nach ökologischen und ökonomischen 

Kriterien konzioiert, fmanziert betrieben werden und bezahlbar 

bleiben (z. B. kein starrer Blick auf Großklärwerke). 
-die konsequente Anwendung des Prinzips der "ökologischen 
Mark.twirtschaftndie länderüber-greifende Kooperation von 

Brandenburg Imd Polen in lm1welttechnischen Vorhaben 

(z. B. I\läranlagen),
 

-die bedarfsgerechte Weiterfühnmg der Tagebaue im Lausit2er
 

Revier.
 

2. L'lnd- und Forstnolitik 

Die Landwirtschaft ist Zweig der mittelslan-dischen "rlItschaft. 

Die F.DP. des Landes Brandenburg fordert nach-drücklich die 

rechtlich garantierteChancengleichheit im marktwirt-schaftlichen 

Wettbewerb durch Gesetzgebung,Rechtsprechung und Verwal­

tImg fUr die bäuerlichen FanUlienbetriebe und freiwillig von delI 

Bauern gebildeten Genossenschaften und Gesellschaften (GmbH, 

ebR, AG) sowiefürandere Unternehmen der Bereiche landwirt ­

schaft.., Gartenbau,Obstbau., Fischerei, Ernahnmg Itnd Forsten. 

Als die Partei des Rechts und des Eigentums fordert die FD.P. 

auch die Sichenmg des Eigentums der ausgeschiedenen LPG­

Mitglieder und der in den neuen f\:,ararbetrieben Beschäftigten. 

Die F.D.P. des Landes setzt sich ein 

· für den Abschluß langfristiger Pachtverträge, die die Existenz 

und N-eclitwürdigkeit der landwirtschaftlichen Unternehmen 

sicherstellen, 

· für ein Siedlungskaufmodell, das eine breite 

Eigentumsbildung ermöglicht.., 

· im Interesse der InvesritionsbeschJeunigung für eine 

unbürokratische Zusammenführu.ng von Boden und selhst;in­

eiligem GehäudeeigenlUm, 

· für Regelungen., die die Existenzgefahrdung von Betrieben 

durch Altschuldenhclastung vemJeiden, 

· für Förderung von Investitionen in Landwirtschaftsbetrieben, 

die zur Erhöhung der Wettbewerbsfahigkeit der Betriebe 
beitragen. 

Die F.D.P. Imterstülzl dip Klage der L,nc!c;;re2;ienmg gegen die 
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BodenvelWertungspra....:is der TH<\, fordert gesetzliche Re~elun­


gen., die die Ergebnisse der Bodemeform respek-tieren und eine
 

breitgesIreule Eigentwl15b~dung an Grund und Boden emlö~li­


ehen.
 

Die F.D.P. lritt für einen sachgerechten lnteressenau~eich zwi­


schen den Belangen der Landwirtschaft und den Erfordernissen
 

von NaUlr- und Umweltschutz ein
 

Deshalb fordert sie
 

-eine Zuordnwlg der Bereiche Umwelt und Naulrschutz zum
 

Landwirtschaftsrninisteriunl;
 

-berufsständige Vertretung an rechtlichen RegelLmgen Vllll
 

Natur-, Umwelt- und Wasserschutz \md der
 

Fördennaßnahmen intensiv mitarbeiten;
 

-die Landwirte tUld Forstwirte für die f?:emeinwohJorientiene
 
landschaftsgestaltende und landschaftserhaltende Arbeit zu
 

honorieren;
 

-in die Entschädigungsrichtlinie Landwirtschaft der Ullmdl­

und NaU1rschutz aufgenonunen wird;
 

- Förderung für Flächen des verträglichen NalUßChutzes
 

-Die F.D.P. erkermt die Notwendigkeit der VereinfachtUlf! von
 

Antragswegen zur Fördermittelbewilligung; 

-dazu gehört., daß die Förderanträge faßlich und für den 

Landwirt praktikabel gestaltet werden; 

-das Beratungsangebot landwirtschaftlicher Betriebe elWeitert 

\md rU1anzieU gefördert wird; 

-die F.D.P. fordert., die Waldfläche zu erhalten und durch 

bleibend aus der landwirtschaftlichen Nutzw12 ausscheidende 

Flächen zu mehren und dem Tourismus VI erschJief:.en ist; 

-die Ziele der Waldbewirtschaftung mil den Anforderwlgen des 

NaU1rschutzes sirmvoll zu verbinden; 

-der Vertragsnaturschutz aufWaideigentümer \md 

Landwirtschaftsbetriebe anzuwenden isl; 

-die PrivatisierWlg der treuhändensch verwalleten Waldlläche 

auch ortsansässige Waldbauem tUld andere 

Landwirtschaftsbetriebe einbezieht. 

Die F.D.P. setzt sich für eine umfassende Fördel1mg des 

ländlichen Raumes ein, die die Schaffung zusätzlicher 

Erwerbsmöglichkeiten für die Landbevölkerung einschlid\t 

und Wohnen auf dem Lande at1ral-.-tiv macht 
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Ill. BiJ(hmg wld Kultur 

I. Bildung: 

Schule muß in ihrem Bildungs- und Erziehungsauflrag auf ein 
selbstgestaltetes Leben in der GeseUschaft vorbereiten. Die Her­
ausbildung von Kreativität lind Leisllmgsbereitsehaft - eingebettet 
in die EntwickJw)g eines sozialen Verantwortungsbewußtseins ­
sind die grundlegenden Anfordenmgen an Bildungspo~tik der 
Zukunft. Sie muß einen wesent~chen Beitrag zur wirtschaftlichen 
und kulturellen Entwicklung unseres Landes, den Prinzipien von 
Toleranz und Solidarität verpflichtet., leisten ZurVerwirlJichung 
dieses Zieles bedarf es Vielfalt staU Einfalt in) Schulwesen. Wir 
Liberalen wollen daher lUlter BerucksichtigwJg der konkreten 
Bedingungen des Landes Brandenburg folgendes in der 
Landespolirik durchsetzen: 
-Erhalt und schrittweiser Ausbau des Bildungsstandards 
- Rücknahme der Stundentafelkürnmg (beSünders im 
Hinb~ck auf die anzustrebende zwöU-jährige Schulzeit bis zum 

Abitur) 
- keine Lehrerpllichtstundenerhöhung 
- keine erhöhten Klassenfrequenzen
 
-Erhalt möglichst vieler Schulstandorte in den Ländlichen
 
Regionen (Regionalschulen und klassenübergreifende Grund­

schulen),
 
-Zugangskriterien fijr die Aufnahme in die weiterfuhrenden
 
Schulforrnen und Bildungsgänge nach Klasse 6,
 
-Abschlußprüfung zur Vergabe des Realschulabschlusse&!
 
Fachoberschulreife an allen Schulen,
 
-EntwickIung von Konzepten für eine zwölljährige zum Abintr
 
führende Ausbildung im Konsens mit den anderen Bundeslän­

dern und mit B~ck auf die europäische Integration,
 
-Förderung von Br.gahLtngen und Talenten zum Beispiel an
 
Schulen mit überregionalem Einzugs-bereich und beSünderem
 
Profil auch ab Klasse 5,
 
-Verstärkung des Fremdsprachenunterrichts maUen
 
Schulformen, auch mit Blick auf osteuropäische Sprachen,
 
-Erliehung zu Toleranz und Verständnis - g~oen Gewalt an
 
SchuJen,
 
-Integration behinderter Kinder, wo immer sinnvoll und
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möglich, 

-Förderung betrieb~cherAusbildurJgsplätze lmd die Stärk,mg
 

der dualen Ausbildung,
 
-stärkere UnterslÜlZUng freier Träger bei der Emchtung und
 

dem Aufbau von Schulen in rreier Tragerschaft,
 

-Öffnung der Schulen für Ganztagsangebote (AG's,
 

Proberaume für Jugenl\,oruppen ,Jugend-vereine)
 

2. Wissenschaft: 

Investitionen in die Wissenschafts- und Forschungslandschaft 

sind Zuh'UIlftsinvestionen. Sie sind regional-und stru1.,-uJrpolitisch 

lmabdingbare Gnmcll~ae für die wirtschaftliche Entwicklung 

und die optinlale Qualftkation besonders der jüngeren Bevölke­

nmg. Sie sind ein Mobilitätsanreiz für qualifikations- und 

aufstiegsorientierteArbeitnehmer Sie sind die VorausselZUJ1g des 

liberalen Ziels einer optimalen Ausbildung und Beschäftigwlg. 

Die gegenseitigen Wechselwirla.1llgen einer aufeinander abge­

stin1ffiten WlSsenschafts- und Forschungspolitik mit den Unter­

nehmen einer Region lUld deren speziellen Erfordemissen sind 

minel- und langfristig wichtige Faktoren für die gesamte Ent­

wicklung. 
Der Ausbau der Wissenschafts- und Forschlmgslandschaft 

Brandenburgs ist nicht nur zur Wahnmg der Zuhmftschancen 

der jungen Generation energisch voranzutreiben., sondern bietet 

auch wichtigeAnknüpfungspu nk.1e für die Fort- undWeiterb ildung 

aller Arbeitnehmer. 

Deshalb wirken die Liberalen Brandenburgs darauf hin, daß 
-der Ausbau der Universitäten in Potsdam_ Cottbus wld 

F ran.lcfurtJOder durch gemeinsame Anst ren"aungen des Bundes_ 

des Landes Brandenburg, aber auch der Konununen zügig 

vorangetrieben wird_ 
-das besondere Profil rueser Universitäen abgestimmt und 

diJTerenziert nach den regionalen Gegebenheiten und den 

bereits existierenden Bildungs- und Forschungseiruichtllngen 

des Umlandes einen ganz besonderen Ältral1ivitätswert für 

Studenten und Wissen..schaftler erhält, 

-die Fachhochschulen - als wichtiger Ausbildungsgang mit 

Praxisorientierung - an den vom Wissenschaftsrat empfohlenen 

Standorten aus~baut werden_ 

- 2 - ,3 weitere Fachhochschulen an geeigneten Standorten 

(prignitz, Uckennark, Eisenhütten-stadt) zur StÄrkLJrJ,g der 

InfraslrUhur dieser Re.!'.ion ge0iindet werden, 
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-Fördenmg von Forschung, Entwicklung und Innovation in 

der WU1schaft durch ahgestimmte Forschungs- und 

Technologieprogramme mit dem Ziel der Sicherung der 

indUSlricUen Vorlaufforschllllg erfolgt und damit der Verbesse­

rung der Wettbewerbsfähigkeit von mittelständischen und 

technologieorientierten Unternehmen dient, 
-der Ausbau einer leistungsfähigen und technologieoricntierten 

Forschllllgsin fr<1 struktur im Land Brandenburg durch enge 

Kooperation von WU1.SChaft und Hochschulen fortgesetzt wird, 

-Die Intensivierung konzentrierter Forschungsprogramme auf 

naturwissenschaftlichem Cebiet,vor aDern auf die 

Hochtechnologie mit optimaler Unterstützung durch das 

J'v1inisterium fur Wissenschaft, Forschllllg und Kultur und das 

Ministerium für Wirtschaft, Mittelstand und Tedmologie bei 

verstärk1er Koordinienmg durch den Landestechnologiebeirat 

und die TINA ausgerichtet, 

-eine institutionelle Förderllllg <1usgewählter landesspezifIscher 

Forschungsaufgaben 

(u. a.Umwell, regenerierbare Rohstoffe, Elel<tronik) erfolgt, 

-daß die Ralunenbedingungen, insbesondere durch Förderung 

von An-Instituten, des Technologielr<1nsfers ZU klein - lmd 

mittelständische Unternehmen und technologisch orientierten 

Unternehmensgriir.dungen verbessert werden, 

-eine verstärk1e Besetzung von Führungspositionen des 

Öffentlichen Dienstes auf dem Gebiet Wissenschaft, Forschung, 

Technologie mit Experten aus den neuen Bundesländern 

vorgenommen wird, wobei flankierend Einarbeitungsmöglich­

kellen dieser Fachkräfte in Institutionen der alten Bundeslän­

der angestrebt werden. 

3_ Kultur; 

In der Freihei! der Kiinste und der Sicherung ihrerVoraussetzun­

gen, in der Präsenz und Aneignung der Kultur in allen ihren 

Erscheinungen., im Bekenntnis zur rnultiJ..:ulturellen Gesellschaft 
sehen die Liberalen Brandenburgs Grundzüge einer freiheitlichen 

Kulturpolitik, die durch die Landesverfassung geschützt werden. 

Da:; Land Brandenburg ist eine europäische Kulturregion an der 

NahtsteUe zwischen Ost und West mit einer Vielfalt baulicher und 

landschaftLeher Denkmale, Parks und Schlösser sowie nationaler 

Cedenkstiiuen 
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Die Liberalen im Land Brandenhurg 

-gehen daher vom Erhalt und der weiteren VervieU·achung des 

reichen k-ultureUen Lebens in den Städten. kommunalen 
Gebietskörperschaften und Gemeinden aus, 

-wenden sich gegen jede Fonn von Kultunterlust und stehen für 
den Edlah von BibliotlJeken.Archiven, Museen. Kinos, Theatern 

und Orchcstcrn. Musikschulen und hinstierischen Lehr-anstalten 

sowie soziok.u1tureUen Einrichtungen und von freien Gruppen, 

Chören, Liebhaberzirkeln, Jugend- und Kulnu7entren und der 

sakralen Kunst., 

-waUen mit der Stiftung "Brandenburgische Gedenkstätten" die 

Erinnerung an die Opfer des nationalsozialistischen Terrors be· 

wahren und dieAuseinandersetztme: mit der deutschen Geschich­

te (auch der stalinistischen Nachlaiegszeit) fOrdern, 

-regen an, die Schlösser und Herrensitze nutzbringend in die 
Kulturlandschaft zu inte-uneren. 

-treten /Ur die Wahrung und Verbessenmg des Standortvorteils 

Kultur ein, der in Verbindung mit dem Tourismus zu einem 

ernstztlilehmenden WU1SChaftsfak.1or zu entwickeln ist, 

-sehen in tragfähigen SchalTensbedingungen für die Künste, ill 

der Denkmalspflege und in der Filmförderung 

landesspezifische Schwerpunkte, 

-fordern die Modifrzierung des Steuerrechts zugunsten von 

vorteilhafteren Arbeitsbedingungen der KiinstJer, 

-befürworten über die öffentliche KuJturforderung hinaus aUe 

privaten Formen von Kulturfmanzierung, wie Sponsoring, 
Mäzenatenttun lUld Investitionstätigkeit, 
-treten zur Sicherung örtlicher Kulturinitiativen für Stiftungen 

und Fördervereine ein und sehen in Clubs, Kaufmannsgilden 

und Unternehmervereinigungen wichtige Partner des kul­

turellen Lebens, 

-sehen im Kulturaustausch eine der wichtigen Voraussetzungen 

für das Zusammenwachsen Europas. 

4. Sport wld Freizeit: 

Die Bedeutung des Sports begründet sich durch seinen beacht­
lichen Beitrag zur Bildungs-, Sozial- und GesundheitspolitJk. 
Land und Kommunen müssen mithelfen, ein wesentlich erwei­

terte_, Angebot an TreffpWlk.'lcn, Chilis, Vereinen, Spor1anJagen 

und anderen BegegnungsstäUen zu schalTen, die dem Lebens-stil 

und dem spezifischen Sport- und F reizeiIVerhalten aller Bürger 
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entsprechen. 
Die FD.P. des Landes Brandenhurg setzt sich ein 

-für eine weitere Stärkung der Vereine und des Ehrenamtes im 
l:lDOn_ 

-für den Erhalt. Ausbau UIld Neubau von Sportstätten. die 

- wo es möglich ist - den Vereinen in Eigenrwe zu über!leben 

smd. 

-für eine möglichst kOSlenfreie j\iutzung der Srortstatten. 

insbesondere für Vereine. die mit Kindern und .Jugendlichen 

arbeiten. bei einer Beteiligung der Nutzer am Erhalt der 

E inrichtlll1!l. 

-fUr mehr Sport - und Freizeitangebote fi.ir die Bürger, denn 

der Sport leistet eine fiir die v~Uschaft außerordentlich 
preiswerte und zudem breit M!lelegte Jugendarbeit. 

-für die Beachtun!l des Sports als Wlrtschahsfaktor: denn der 

Sport ist Motor für das Wachstunl der F reizeitindu.5trie: daher 

benötigt er auch fmanzielle Unterstützung aus der Wirtschaft. 

-für tinen freudbetonten wld leistungsorientierten 

Sportunterricht: die Verbindung von Schul- und VereinSSDort 

ist zu vertiefen. 

-für eine ausgewogene Förderung des Breiten- und des 

Spitzensportes; eine wichtige geseUschaftJiche .Aufgabe ist clie 

Sichnmg und Förderung von Talenten im Sport. 

5. i"Jcilien: 

Den Medien kommt im Zeitalter der sogenannten 

"lnformationS!lesellschafC immer mehr Bedeutur12: zu. Sie sind 

es, clie den Meintmgspluralisl11us realisieren, sie sind es, die in der 

Offentlichkeit das demokratische Gefüge transparent machen 

müssen.DasCrundrecht auf freie Meinun~säußerung im Bereich 

der elektronischen Massenkommunikatjonsmittel muß durcll!le­

setzt werden Ein wichti!ler Faktor und Multiolikator soU clie 

Einrichtung von offenen Kanälen nun aLich in Brandenburg sein., 

die zusätzliche programmatische Experimentierfelder eröffnen 

und kreative Fähigkeiten f6rdem. 

Sie sind aber auch ein btdeutender WU1.schaftsfah-tor. gerade in 

Brandenburg mit seinen vielen lJeinen lmd mittelständischen 

Film- wld FernsehproduzerHen. mit seinem schöDferischen wld 

wachsenden wirtschaftlichen Potentiill in den ehemaligen DEFA­

Srudios. - Vorschlag an Lmdesvorsland Erganzung. 

CewaltdarsteUungen ne~U11en sowohl in öffentlich -rechtlichen als 

auch in nrivaten Programm-illl!lebolen zu. Deshalb sind clie 
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Programmkontrolle zu verstärken Imd bestehende Gesetze zu 
veränden!. 
Das Grundrecht auf freie ~!eirlllngsäuC'>ell.ll1g im Bereich der 
elektronischen r...\;lssenkommunikationsminel muß durchgesetzt 
werden. Ein wichtigl'r Fak10r und MtJtiplikator soll die Einrich­
tung von offenen K1nälen nun auch in Brandenhurg sein, die 
zusätzliche programmatische E:\verimentierfelder eröffnen Imd 
kreative Fähigkeiten fordern. 

Die FD.P. fordel1 
-AuJbau des ersten Brandenburgischen Offenen Kanals nach 
dem Berliner Modell und BetreulUJg durch die Medienanstalt 
Berlin - Brandenburg, 
-schrinweiser Auf-und Aushau offener Kanäk in FrankfurtJ 
Oder, GottlJUS u. a. verkabelten BalJungszentren. 
-die koordinierte Zu.sall1fllen8rbeit von FILMßOARD lmd 
BÜRO FÜR MEDlEi'ffi-lRTSCHAFT 
als Voraussetnmg fiir eine smll· lmd effek1VoUe 
Produzenrenakqwse Ist zu gewiIhrleisten, 
·v.-irtschaftliche FJmförderung sollte mir kultureller 
Filmförderung verbunden werclen,wn die Akquise von 
Filmproduktionen wirkungsvoUn werden zu lassen 
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IV. Demokratie. Sicherheit lmd Recht 

Die F HP. hat maßgeblich am freiheitlichen und demokratischen 

AuJbau der Gesellschaft mitgewirh:t und dabei auf Eigeninitiative, 

Kreativität und Leistungsbereit';Chaft der Bürger gesetzt. 
Die F.D.P. ha t zahlreiche Fordenmgen aus ihrem Programm, das 

der Landesp<lrteitilg am :2b. Oktober 1991 in Kyritz beschlossen 

hat durchge<;etzt Cleichwohl setzt sie sich auch weiterhin ener­

gisch für die Freiheit der Person vor der Macht der mstitution und 

für den raschen Ausb<lll rechtsstaatlicher Struk-ruren im Lande 

ein. 

I. Biirgernahe VerwaJtung: 

Die F.D.P. ist für einen schlanken StaM wld setzt sich dafur ein,
 

dai\ VerwaltungsentscheHlungen dort getPJrfen werden, wo sie
 

der Verwaltungskraft der jeweiligen Ebene entsprechend am
 

besten wilhrgenommlCn werden körmen. Erst wenn die untere
 

Ebene eine Aufgabe nicht mehr erfuJlen kann, darf eine höhere
 

Ebene damit beiluftragt werden Die so verstandene Fwlk­


tionalrefonn ist de~'ihalb eine Dauerilufgabe der öffentlichen Ver­


walnmg, für die die F.D.P. energisch eintritt.
 

1m Intere~'iseder EfflZienzsteigemngund der Senkung von Gebüh­


ren und Abgaben rür öffentliche Leistungen ist das
 

Privatisiemngsangebol konsequent anzuwenden.
 

-Die Landrate sollen kiinftig - so Vv~e heute schon die Oberbür­


gemleister lmd Bürgemlt.,isler - direkt gewählt werden.
 

DeshilßJ setzt sich die FD.P. für eine Novellierung des
 

Kommwlalwahlgesetzes des Landes Brandenburg in der
 

konffilllnalen Legislaturperiode ein.
 

:.!. lIUlere Sicherheit: 

Die F.D.P. ist für melu' Sicherheit für den Bürger durch eine 

elTektivere, gut ausgeriistete wld handlungsfähige Polizei. Sie 

fordert die wirksamere Slraj\-erfolgung lmd einen gut funktionie­

renden Strafvollzug. Vorall"<;<::tzlmg dafür sind eine den wachsen­



den Anforderungen entsprechende Aus- LInd Weirerbikllmg von
 

Polizei, Zoll- und Strafvollzulrsor2:ilnen sowie die Schil/Tune: einer
 

zweigeteilten Laulbahnordnune:.
 

Deshalb setzt sie sich für eine NeuorganL"iltion der Polizei mit
 

den Zielen
 
-mphr BürecmäiJc_
 

-mehr Polizeipräsenz auf der Straße.
 

-der AufwertUng des Srreifendienstes ge!,enüber dem
 

lrmendienst, ein
 

lmd fordert
 

-die Entlastung der Polizei von fachfremden Aufgaben.
 

Die FD.P./ehnt die Vennischung der Aufgaben von Polizei lmd
 

Verfassungsschutz ab und will keine neue, von den Regeln des
 

Polizeigesetzes und der StrafprozeC"OrJnung befreite Geheil1\po­


LzeL 
Die F.D.P. will keinen Polizeisraat, tritt aber nachdnickJich für dIe 

wnfassende Vorbeugung als Instrument der Bekämpfung der 
Kriminalität ein. Prävention ist Ili\ch JIft;r AuITassWlg nicht nur 

AtU:gabe der Polizei, <;ondefll auch Bürgerp/licht 

3. Rechtsstaat: 

Die F.D.P. halt nichts von ständigen populistischen Fordemn­

gen nach irrm,er neuen., schärferen Gesetzen, sondem von einer 

sdmeUen Rechtsgewähnmg in allen Cerichtszwei!,en. 

Die F.D.P. setzt sich deshalb ein für 

-eine ausreichende personelle w,d sachliche Aussti\ltwlg der 

JustlZ, 

-eme zeitlich direhe Folge der Strafe auf die Straftat, beson­

ders im Jugendstmfrechl 

SOWle 

-die Unterbindung von Stmftaten im Slmfvollzug, insbesonde­

re Drogenhandel und Suchttätigkeit sowie von Ausbnichen aus 

Justizvollzugsansr3 Iten,-grenzüberschreitende Zusa mmenarbeit 

der Polize~ der ZoU· und Grenzdienst5tcllen auf allen Ebcnrn 
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V. Soziale AufZlben 

1. CeslUldheits- tUld Sozialnolitik: 

Liberale Gesundheits- lmd Sozial 00Iitik hat das Ziel. ein Leuen in
 
Freiheit w1d Würde zu sichern. Das setzt z1eichennaßen Anstren­


gungen des Einzelnen als auch solidarische Absichenm,!; gegen
 

Risiken voraus, die die Eigenvorsorge w1d die Leistungskraft des
 

Einzelnen übersteigen.
 

In einer Zeit allgemein steigender Kosten cilt es insbesondere.
 

einerseits kein Nachlassen von Versorgungsvemflichtl.lru!:en zuzu­


lassen., andererseit'; iedoch auch die vorhandenen Mittel zielgerichtet
 

und effek.-r.iv einzusetzen.
 

So forden wir u. a.: 

-die optimale Förderw1!': ambulanter Dienste für alte. kranke 

und bedürftige Menschen, wn unnötige stationäre Behandlung 

zu venneiden., 

-die Sicherw1g spezieller prophylaktischer und tl1erapelltischer 

Dienste im kinder- und iue:endärztlichen Bereich. 

-eine gemeindenahe stationäre medizinische Versorzuru:!:, 

-die Sichenmg der Pluralitiit von Trägerschaften im Bereich 

des Gesundheits- und Sozialwesens sowie die Erweiterung der 

Beratungsangebote zur Selbsthilfe auf aUen Gebieten., 

-die Sichenmg eines leist1mgsfahigen OfTentlichen Gesundheits·
dienstes. der sich auf seine originären Aufgaben beschränkt. 

-die Gewähnmg von sozialen Leistungen an tatsächlich 

Bedürftige, 

-die Sichenmg einer bedarfsgerechten Zahl von Plätzen in 

Alters- und POegeheimen bei spürbarer Erhöhung des Niveaus 

ihrer Äusstattw1g, 

-die Einbeziehung der Vorschläge von Behinderten und deren 

Verbände in die Planungsvorgänge des Landes, damit die 

Integration Behinderter im geseUschaftlichen Leben Realität 

v>~rd. 

-den Erhalt und die Schaffw1g von inte-crriertem alters-bzw. 

behindertengerechten Wolmraun1 in Wohngebieten, 

-eii1c Förderung der Akademie für ärztliche Fortbildung der 

Landesärztekammer Brandenburg in der Fort- lmd 

Weiterbildung und Wissenschaftsarbeit in der ambulanten und 

stationären medizinischen Versorgung 
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2. Frauen- und Familienpolitik: 

LiberaJe Frauen· und Familienpolitik fordert wld unterstützt die
 

gleiche soziale Entwicklung von M<lIln und F rau in aJlen Lebens­

und GeseUschaftsbereichen sowie ein gesundes Aufwachscn der
 

Kinder im Farnilicnvcrband.
 

LiberaJe GleichsteUWlgspolitik will daß Frauen und !v!iilUler
 

die'ies Ziel gemeinsam anstreben. Frauen sollen ohne starre
 

Quoten., Vorschriften und Regehmgen die gleichen Chancen wie
 

Männer in Bemf Wld Politik haben, ohne dabei auf Familie
 

und Kinder verzichten zu müssen. Die Leisnmgen, die sie in die
 
Lage versetzen, Bemfstätigkeit Wld Familienleben harmonisch
 
miteinander zu vereinbaren., müssen verstärk-t werden.
 

Deshalb setzen wir uns ein für:
 
-die Anerkennung der Teilzeitarbeit für Männer und Fra uell
 

gleichermaßen als gleichwertige Beschäftigungsfoffil sowie die
 

Berücksichtigung von FamilienaufgabeIl in Tarifverträgen lind
 

Betriebsvereinbarwlgen, die ebenfalJs Wiedereingliederungs­


programme enthaJten soUten,
 

·die steuerliche Entlastung von Familien mit Kindem em­


schließlich der steuerlichen Anerkennung der KinderbetrclIlUlg,
 

-die Verwirklichung geeigneter ivlaßnahmen zum Schutz von
 

Frauen vor Gewalt.
 

3. Kinder- und Jugcndpolitik: 

Jugend politi k schließt die bereits dem Kinde zustehenden sozialen 
E igennechte ein., entsprechend der lJN-Mnvention zu den ~ Rech­

tell des Kindes". 

Kindcrtrcundlichkeit läßt sich nur durch Familienfreundlichkeit 

erreichen, wobei der heutige Umgang mit Kindem den Charak1er 

der GeselJ.schaft von morgen entscheidend mitbestimmen wird. 

JWlge Menschen brauchen ihre Freiheit Wld ihr Maß an 
Eigenverantwortung, aber ebenso stabile Bindungen. 

Bildungsangebote mit individuelJen Auswahlmäglichkeiten und 

Erziehung mit entsprechenden Freiräumen für eine günstige 

soziale Persönlichkeitsentwickhmg. 

Die Jugend entwickelt eigene LebCllsstile und Au.sdmcksfOffiJen 

im Freizeitverhalten., in der Sprache, in Musik und Kultur. Der 

Fördenmg dieser lugendkultur gebührt zlUllindest der gleiche 
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Stellenwert wie der allgemeinen Kulturförderung. 

Desnafu setzen sich Liberale ein für: 
-den sozialen Schutz des Kindes u. a. durch die SchalTung eines 

ffiichendeckenden Netzes spezifischer, fUr die Kinder erreich­

barer Beratungs- lmd Anlauf~tellen (Sorgemelefüne/ HilfesteUen 

für Jugendliche in KrisensituaLionen / Kinder- und Jugend­

beiräte), die Einrichtung eine~ Kinderbeauftragten für das 

Land Brandenburg, 

-die Fördenmg des Engagements lmd der Eigenverantwortung 

von Jugendlichen durch ein wesentlich erweitertes Angebot an 

Treffpunkten, Chlbs, Vereinen, Sponanl.agen ete, die dem 

LebenssLilllnd dem FreizeitverhaJten von Kindern W1d Jugend­

lichen entsprechen. Ein geeigneter Beitrag der Kinder und 

Jugendlichen am Erhalt und Unterhalt dieser Einrichtungen 

sollte über Pflege- tmd Sefustverwaltungsverträge geregelt 

werden nach dem Prinzip "Jugend nicht nur fördern., sondern 
auch fordern~, 

-den Ausbau internaLionaler Jllgendkontakte zum Abbau von 

Vorurteilen und Intoleranz gegenüber Fremden, Minderheiten 

und Andersdenkenden, 

-den Abbau der Cewaltbereilschah bei Kindern und Jugendli­

chen durch eine gezielte Einflußnahme aller ErziehW1gsträger, 
-die vorrangige Durchsetzung des Cedankem der Erziehung 

vor dem desStrafens im JugendstrafvoUzug, 

-die weitestgehende materialJe Fördenmg von Unternehmen., 

die Ausbildtmgs-tmd Arbeitsplatze zusätzlich schalTen, um 

jugencUichen Arbeitslosen die Chance der Wiedereingliedenmg 

im I. Arbeitsmarkt zu geben. 
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